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ZV  W i s m a r 

Dorfstr. 28

23972 L ü b o w


                .........................................., den ……………….

Betreff: Widerspruch gegen den TW-Bescheid Nr………………. vom ……………………

Sehr geehrte Frau Glanert,

in Anwendung der Rechtsmittelbelehrung legen wir / ich fristgerecht Widerspruch gegen

den obigen TW-Bescheid ein.

Unter Beachtung der nachfolgenden Begründungspunkte stellen wir gleichzeitig den Antrag

auf Aussetzung der Vollziehung des Bescheides nach § 80 der VwGO, auf Verzicht von

Verwaltungsvollstreckungsmaßnahmen und der Berechnung von Säumniszuschlägen sowie

Zinsen, bis zur höchstrichterlichen Entscheidung des spezifischen Rechtsvorganges.
Begründungen:
1. In der DDR waren 93 % der Haushalte an das öffentliche Trinkwassernetz angeschlossen.

    Die Formulierung „ Anschaffungs- und Herstellungskosten „ ist rechtlich völlig falsch.

    Der Zv Wis hat das TW-Netz übernommen und mit Investitionen modernisiert, repariert

    und teilweise erweitert. Dafür gibt Ihnen das aktuelle KAG keine Möglichkeit zur Ausgabe

    von Bescheiden zur Herstellung. Maximal dürften zur Berechnung des Beitragssatzes die

    Neuinvestitionen in die Berechnung eingehen. Da der ZV das nicht getan hat ist der Beitrag

    mit 0,94 €/ m² wahrscheinlich zu hoch kalkuliert.

2. Der Zv Wis hatte im Jahre 1993 und später am 20.12.95 die erste wirksame TW- Satzung

    mit Zustimmung der Verbandsversammlung beschlossen. Diese Satzung ist über 4 Jahre

    wirksam angewendet worden. Wir haben in der Zeit keinen Bescheid erhalten. Nach dem

    Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 12.11.15 Az.: 1 BvR 2961/14 und

    1 BvR 3051/14 wäre frühestens der 01.01.1996 der Beginn der Festsetzungsverjährung und

    das Ende der 31.12.1999. Der übersandte Bescheid von 2016 ist somit verfassungswidrig.

    Auch das Innenministerium hat mit einem Erlaß aus Juni 2005 erklärt: “Alle Bescheide die

    bis zum 31.12.2000 verjährt waren, können durch kein neues Gesetz oder Satzung wieder

    aufleben. Das wäre verfassungswidrig ! „ .   Der Widerspruch ist somit begründet.

3. Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes hat nach § 31 BverfGG Bindungskraft für

    Behörden,Gerichte u. Landesregierungen.( auch ZV ) Ihre öffentliche Äußerung, dass der

    Richter Herr Röh versichert hat, dass die Ausgabe der Bescheide rechtlich gedeckt ist, hat

    mit Waffengleichheit nichts zu tun. Herr Röh tritt hier als Rechtsberater und Ausführungs-

    gehilfe des Zv Wis auf. Das macht uns im sogenannten Rechtsstaat sehr stutzig.

    Mit freundlichen Grüßen

    …………………………..
